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„Die Weimarer Republik war für den DV eine Epoche 
des Erfolges. Der Verein hatte Anschluss an die Erfor-
dernisse der Zeit gefunden. Seine Organisation war 
durchgreifend modernisiert, der Funktionswandel von 
einer rein ehrenamtlichen Mitgliederorganisation zu 
einem professionell geführten Interessenverband (...) 
war vollendet.“1

Das Jahr 1919 war bedeutsam für die deutsche 
Geschichte: Erstmals gab es einen demokratischen 
Staat, das Frauenwahlrecht wurde eingeführt und 
der Ausbau der Wohlfahrtspflege war Verfassungs-
auftrag. Auch der 1880 gegründete Deutsche Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit unterzog sich 
1919 einer gründlichen Reform, die seine Struktur bis 
heute prägt. Das 100-jährige Jubiläum soll zum An-
lass genommen werden, die damaligen Geschehnisse 
noch einmal zu skizzieren.2

1. Die Vorgeschichte

Der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit 
war ein typischer Honoratiorenverein im Spektrum der 
bürgerlichen Sozialreform im deutschen Kaiserreich. Im 
Zentrum seiner Arbeit standen die alljährlichen Jahresver-
sammlungen, auf denen aktuelle armenpolitische Themen 
diskutiert wurden. Vorbereitet wurden sie jeweils von 
renommierten Fachleuten, die umfangreiche Expertisen 
vorlegten. Diese wurden ebenso wie die Wortprotokolle 
der Jahresversammlungen veröffentlicht und hatten einen 
maßgeblichen Einfluss in der Fachwelt:

„Die Leitsätze und Resolutionen, die am Ende der De-
batten verabschiedet wurden, bildeten die ‚herrschende 
Meinung‘ in der Armenpolitik.“3

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts differenzierte sich 
das Armenwesen aus; Handlungsfelder wie Jugend-, 
Wohnungs-, Gesundheitsfürsorge entstanden. Im Ersten 
Weltkrieg wurden auch bürgerliche Bevölkerungsgruppen 
unterstützungsbedürftig: Angehörige und Hinterbliebe-
ne der zum Krieg Eingezogenen, Kriegsversehrte und in 
den Nachkriegsjahren durch die Inflation Verarmte. Die 

gewachsenen Aufgaben erforderten verbesserte Organi-
sationsstrukturen und eine Professionalisierung des Deut-
schen Vereins. Die verbandliche Neuausrichtung wurde 
auch dadurch begünstigt, dass die Gründergeneration 
gestorben war oder sich aus dem Engagement zurückge-
zogen hatte.

2. Die Reformen

Schon auf den Jahresversammlungen 1916 und 1917 
waren die neuen Herausforderungen für die Wohlfahrts-
pflege und organisatorische Reformen für den DV Gegen-
stand der Diskussionen. Auf der Jahresversammlung 1917 
wurde der Antrag des Vorstands angenommen, die Zahl 
der Vorstandsmitglieder auf zwölf zu erhöhen und die 
des Zentralausschusses auf 100 zu begrenzen. Auch der 
Vorschlag, den Vereinsnamen den neuen Verhältnisse und 
Aufgaben anzupassen, stand auf der Tagesordnung, eine 
Entscheidung darüber wurde aber vertagt.

Mit der Satzungsänderung deutete sich eine Verlagerung 
des Handlungsschwerpunktes von der ehrenamtlichen 
Mitgliedschaft und ihren Jahresversammlungen auf Zent
ralausschuss und Vorstand an, die nach Ende des Kriegs 
endgültig vollzogen wurde. 1919 wurde die Zahl der 
Vorstandmitglieder auf 14 und 1921 nochmals auf 20 
erhöht; die des nunmehr in Hauptausschuss umbenannten 
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tung, S. XVIII.

SOZIALGESCHICHTE

Dr. Sabine Schmitt ist Historikerin und Redakteurin im 
Verlag des Deutschen Vereins für öffentliche und priva-
te Fürsorge e.V., Berlin.



434

NDV Oktober 2019

Abb. 1: Schreiben an die Mitglieder des Zentralausschusses vom 7. Juni 1919
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Abb. 2: Einladung zur Mitgliederversammlung 1919 am 16. Oktober 1919
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Zentralausschusses sollte bei mindestens 100 und maximal 
150 liegen.

Maßgeblich wurde die Modernisierung des Deutschen 
Vereins durch Wilhelm Polligkeit (1876–1960) gestaltet 
und vorangetrieben.4 Als Geschäftsführer der „Centrale 
für Private Fürsorge“ in Frankfurt a.M. war er seit 1911 
Mitglied im Zentralausschuss und seit 1918 im Vorstand 
des DV; 1917 wurde er zudem dessen Schriftführer. 1919 
bildete Polligkeit zusammen mit dem Frankfurter Professor 
Christian Jasper Klumker (1868–1942) und dem Geheimen 
Kirchenrat Georg Schlosser (1846–1926) einen provisori-
schen Arbeitsausschuss, der die Geschäfte des Vereins in 
den Nachkriegsmonaten führen sollte. In dieser Funktion 
legte Polligkeit dem Vorstand im Mai 1919 eine Denk-
schrift vor, die Vorschläge zur Neugestaltung des Fürsor-
gewesens, aber auch zur Reorganisation des DV enthielt.

Auf Grundlage dieser Denkschrift beschloss der Vorstand 
Anträge an den Zentralausschuss, die die entscheidenden 
Reformen der Vereinsstrukturen einleiteten. Der Arbeits-
ausschuss übermittelte die Anträge dem Zentralausschuss; 
allerdings ist unklar, ob dieser überhaupt getagt hat. 
Schon im Anschreiben wurde die Möglichkeit einer schrift-
lichen Äußerung genannt (vgl. Abb. 1). Offenbar wurden 
die tiefgreifenden Änderungen allein von Vorstand und 
Arbeitsausschuss beschlossen und sogleich umgesetzt. Die 
erste Jahresversammlung nach dem Krieg, die am 15./16. 
Oktober 1919 in Berlin tagte, konnte den bereits getrof-
fenen Maßnahmen nur noch nachträglich zustimmen (vgl. 
Abb. 2).

2.1 Bestellung einer hauptamtlichen Geschäfts
führung

Erste Reformen in Richtung einer professionellen Ver-
einsorganisation waren schon durch Emil Münsterberg 
(1855–1911) eingeleitet worden. Er war seit 1886 Mit-
glied im Zentralausschuss, seit 1892 im Vorstand sowie 
Schriftführer und 1911 für wenige Tage Vorsitzender des 
Deutschen Vereins. Nach seinem Tod leitete Dorothea 
Hirschfeld (1877–1966) die von Münsterberg begründete 
Zentralstelle für Armenpflege und Wohltätigkeit. Auf der 
Jahresversammlung 1912 beschloss der Deutsche Verein, 
die Zentralstelle sowie die „Zeitschrift für das Armenwe-
sen“ zu übernehmen. Damit hatte der Deutsche Verein 
seit 1912 eine Geschäftsstelle in der Bernburger Str. 24/25, 
Berlin SW 11, und eine – heute weitgehend in Vergessen-
heit geratene – Geschäftsführerin.5 Beide wurden über 
eine Stiftung sowie die Mitgliedsbeiträge der Zentralstelle 
finanziert.

Im Mai 1919 eröffnete sich für Hirschfeld eine Karriere im 
Reichsarbeitsministerium. Als Leiterin des Referats „Krie-
gerwitwen- und Kriegerwaisenfürsorge“ war sie die erste 
Frau im höheren Verwaltungsdienst eines Ministeriums. 
Zur gleichen Zeit forderte Wilhelm Polligkeit mit höchster 
Dringlichkeit die Einrichtung einer hauptamtlichen Ge-
schäftsführerstelle:

„Zentralausschuß und Vorstand werden aber künftig 
ihre Arbeit nicht bewältigen können, ohne daß die Lei-

tung der Geschäftsstelle des Vereins einem hauptamt-
lich tätigen Geschäftsführer übertragen wird. Man darf 
sogar sagen, daß von der Lösung der Geschäftsführer-
frage mehr oder minder die Entwicklung des Vereins in 
nächster Zeit abhängen wird.“6

Auch zur Finanzierung der Stelle hatte Polligkeit bereits ei-
ne Lösung: Das Frankfurter Institut für Gemeinwohl, dem 
er eng verbunden war, wollte für drei Jahre das Jahresge-
halt von 12.000 Mark übernehmen. Bedingung dafür war 
allerdings, dass der DV nach Frankfurt a.M. übersiedelte, 
und unter dieser Bedingung erklärte sich auch die Stadt 
Frankfurt bereit, für drei Jahre einen jährlichen Zuschuss 
von 5.000 Mark zu leisten:

„In Frankfurt sollte so ein Mittelpunkt der sozialen 
Bestrebungen in Deutschland geschaffen werden und 
dem DV hierbei eine führende Stellung zukommen.“7

Der Vorstand des Deutschen Vereins nahm das Angebot an. 
Der erste Geschäftsführer unter den neuen Bedingungen 
wurde Hermann Hog (1881–1937), Beigeordneter der Stadt 
Höchst am Main. Allerdings wurde er schon am 1. Mai 
1920 von Wilhelm Polligkeit selbst abgelöst. Dieser prägte 
als Geschäftsführer von 1920–1936 und 1946–1950 sowie 
zugleich als Vorsitzender von 1922–1935 und 1946–1950 
maßgeblich die Geschicke des Deutschen Vereins.

2.2 Einrichtung einer Geschäftsstelle in Frankfurt  a.M.

Der mit der Finanzierungszusage verbundene Umzug nach 
Frankfurt a.M. erfolgte schon am 1. Oktober 1919 – keine 
vier Monate, nachdem Polligkeit seine Denkschrift vorge-
legt hatte, und vor der eigentlich entscheidenden Mitglie-
derversammlung, die erst am 15./16. Oktober tagte!

Der Deutsche Verein bezog Räume in der Stiftstraße 30 
in Frankfurt a.M., dem Sitz der Centrale für Private Für-
sorge, der früheren Wirkungsstätte Polligkeits. Neben der 
Geschäftsführung waren hier mehrere Sekretärinnen, ein 
Bürovorsteher und fünf bis zehn Fachreferent/innen tätig. 
Unter ihnen ist besonders Hilde Eiserhardt (1888–1955) 
zu nennen, eine promovierte Juristin, die ab 1919 Fachre-
ferentin und von 1922–1936 und 1946–1950 stellvertre-
tende Geschäftsführerin des DV und engste Mitarbeiterin 
Polligkeits war.8

2.3 Bildung von Fachausschüssen

Die fachliche Arbeit des Deutschen Vereins, die bisher von 
Mitgliederversammlung und Zentralausschuss getragen 
war, wurde nun spezialisierten Fachausschüssen überge-
ben. Im Sommer 1919 setzte der Arbeitsausschuss um 
Wilhelm Polligkeit einen Fachausschuss für städtisches und 

4)	Zur Person Polligkeit und seiner ambivalenten Rolle in der Geschichte der Sozialen 
Arbeit siehe ausführlich Stein, A.-D.: Wilhelm Polligkeit und der Deutsche Verein für 
öffentliche und private Fürsorge – eine kritische Perspektive auf einen „Architekten“ 
der modernen Wohlfahrtspflege, in: NDV 2019, S. 309–315; 353–358.

5)	Vgl. Schmitt, S.: Dorothea Hirschfeld (1877–1966): Die erste Geschäftsführerin des 
Deutschen Vereins, NDV 2012, S. 39–45.

6)	Zit. bei Sachße/Tennstedt (Fußn. 1), S. 50.
7)	Sachße/Tennsstedt (Fußn. 1), S. 51.
8)	Vgl. ausführlich: Willing, M.: Hilde Eiserhardt (1888–1955): Leben und Werk einer 

deutschen Fürsorgejuristin, NDV 2003, S. 355–363 und 393–400.
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einen für ländliches Fürsorgewesen, einen für private Für-
sorge, einen für öffentliche Jugendfürsorge und einen für 
soziale Ausbildung ein. Der von Polligkeit geleitete Fach-
ausschuss für städtisches Fürsorgewesen tagte schon am 
13. Oktober 1919, also vor der Mitgliederversammlung, 
die auch damit vor vollendete Tatsachen gestellt wurde.

2.4 Namensänderung

Bei der Jahresversammlung am 15./16. Oktober 1919 wur-
de die lang geplante Namensänderung verabschiedet: Der 
DV hieß nunmehr „Deutscher Verein für öffentliche und 
private Fürsorge“.9 Zugleich wurden die Jahresversamm-
lungen, die gelegentlich als „Deutscher Armenpflegetag“ 
bezeichnet worden waren, in „Deutscher Fürsorgetag“ 
umbenannt.

2.5 Begründung des „Nachrichtendienstes“ (NDV)

Als Vereinsorgan nutzte der DV die im Jahre 1900 von 
Emil Münsterberg begründete „Zeitschrift für das Ar-
menwesen“. Nach Münsterbergs Tod übernahm zunächst 
Dorothea Hirschfeld und ab 1912 Christian Jasper Klumker 
die Redaktion. 1919 erhielt die Zeitschrift einen eigen-
ständigen Teil „Nachrichten des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge“, musste aber zum Ende 
des Jahres 1920 ihr Erscheinen einstellen. Seit dem 1. Fe-
bruar 1920 gab zudem der Fachausschuss für städtisches 

Fürsorgewesen einen „Nachrichtendienst“ auf Durch-
schlagpapier bzw. hektografiert heraus. Dieser bildete 
die Grundlage für den „Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge“, der ab Juli 
1922 in gedruckter Form erschien.10

3. Einfluss auf die Sozialgesetzgebung der 
Weimarer Republik

Die organisatorische Neuordnung und fachliche Profes-
sionalisierung bildeten eine tragfähige Basis, die es dem 
Deutschen Verein erlaubten, sich wirkungsvoll in die Aus-
gestaltung des Weimarer Wohlfahrtsstaates einzubringen. 
Verschiedene seiner Reformideen, die der Umsetzung des 
Vereinszwecks – Vereinheitlichung des Armenwesens – 
dienen sollten, waren nun realisierbar.

Die Gelegenheit, am Auf- und Ausbau der Fürsorge mit-
zuwirken, vergrößerte die Konkurrenz der freien Wohl-
fahrtsverbände zur öffentlichen Fürsorge, aber auch un-
tereinander. Sie schlossen sich 1919 im Fachausschuss für 
freie Fürsorge im DV zusammen und gründeten am 12. 
März 1921 die „Reichsgemeinschaft von Hauptverbänden 

 

  9)	 Zu den inhaltlichen Hintergründen vgl. den Beitrag von R. Mulot in diesem Heft.
10)	 Zum 100-jährigen Jubiläum im Jahre 2020 wird die Geschichte des NDV ausführ-

lich dargestellt werden.

Abb. 3: DV-Geschäftsstelle 1912–1919 
(Berlin, Bernburger Str. 24/25) 
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der freien Wohlfahrtspflege.“ Wilhelm Polligkeit, der sei-
ne Karriere in den Sozialunternehmen Wilhelm Mertons 
begonnen hatte, profilierte sich als Fürsprecher der freien 
Wohlfahrtspflege unter den neuen politischen Bedingun-
gen. Bereits für den 23. Juni 1919 wurde eine Beratung 
in Berlin angesetzt: „Die Stellung der privaten Fürsorge 
im neuen Volksstaate“.11 Neben Polligkeit referierten dort 
Marie Baum (1874–1964), Fürsorgeexpertin und Mitglied 
der Weimarer Nationalversammlung, und Alice Salomon 
(1872–1948), die Pionierin der sozialen Berufsarbeit. Al-
lerdings fand die Tagung erst im Zuge eines Sitzungsmara-
thons rund um die DV-Mitgliederversammlung am 17./18. 
Oktober 1919 statt.12

Auch inhaltlich gelang es Wilhelm Polligkeit, die Konzepte 
Mertons für die Anforderungen der Weimarer Republik 
fruchtbar zu machen:

„Wissenschaftlich fundierte Expertise, die sich vom politi-
schen Prozess, der ohnehin von anderen Organisationen 
besetzt war, bewusst fernhielt und den verantwortlichen 
Instanzen gemeinwohl- und nicht interessenorganisiert 
zur Verfügung gestellt wurde; wissenschaftlich fundierte 
Expertise als Grundlage rationaler Wohlfahrtspolitik.“13

Der Deutsche Verein nutzte bevorzugt Handlungsinstru-
mente wie Denkschriften und Gutachten, die Mitwirkung 
in Sachverständigengremien und die Organisation von 
Kongressen, um die Gesetzgebung zu beeinflussen.

Der erste Erfolg war die Verabschiedung eines Reichsju-
gendwohlfahrtsgesetzes (RJWG) im Jahre 1922, ein beson-
deres Anliegen Wilhelm Polligkeits. Dem Deutschen Verein 
gelang es, die eigenen, seit Langem entwickelten Ideen 
durch Stellungnahmen, eine Denkschrift und eine Sach-
verständigenkommission einzubringen. Eine wichtige Rolle 
spielten dabei dem DV verbundene Sozialreformerinnen, 
die als erste Parlamentarierinnen dem Reichstagsauschuss 
zur Beratung des RJWG angehörten.14

Auch an der Reform des überholten Unterstützungs-
wohnsitzgesetzes (UWG) aus dem 19. Jahrhundert war 
der Deutsche Verein beteiligt. Sein Arbeitsausschuss hatte 
schon im Frühjahr 1919 den Geheimen Justizrat Fried-
rich Diefenbach (1861–1949) mit der Konzeption eines 
„Reichsarmengesetzes“ beauftragt, das dieser als Manu-

Abb. 4: DV-Geschäftsstelle 1919–1936 
(Frankfurt a.M., Stiftstr. 30) 

11)	 Einladung vom 12. Juni 1919, DV-Archiv 00.
12)	 Einladung (o.D.), RS, DV-Archiv 00.
13)	 Sachße/Tennstedt (Fußn. 1), S. 60.
14)	 Vgl. Schmitt, S.: 100 Jahre Frauenwahlrecht: Parlamentarierinnen, der Deutsche 

Verein und die Weimarer Sozialgesetzgebung, NDV 2019, S. 61–70.
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skript der Jahresversammlung im Oktober 1919 vorlegte 
und 1920 veröffentlichte. Der DV brachte sich verschie-
dentlich in die Gesetzgebungsverfahren ein, die immer 
wieder durch die Inflationskrise der Republik blockiert 
waren. Schließlich wurde die „Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht“ (RFV) vom 13. Februar 1924 erlassen. Sie 
kodifizierte wesentliche Forderungen, die der DV schon 
seit 1913 erhoben hatte: Die Sonderfürsorgeregelungen 
der Länder wurden vereinheitlicht, die freien Wohlfahrts-
verbände aufgewertet und das Wohnsitz- durch das Auf-
enthaltsprinzip ersetzt.

Die RFV wurde durch die „Reichsgrundsätze über Voraus-
setzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge“ (RGr) 
vom 4. Dezember 1924 präzisiert. Eine Expertenkommis-
sion, die zur Überarbeitung eines Regierungsentwurfs im 
März 1924 eingesetzt worden war, wurde von DV-Mitglie-
dern dominiert. Ihnen gelang es, eine einheitliche Behand-
lung aller Fürsorgeempfänger/innen nach dem Grundsatz 
der Individualisierung durchzusetzen – entgegen der im 
Entwurf vorgesehenen Differenzierung in Armen- und 
Kriegsfolgenfürsorge. Dennoch wurden drei unterschied-
liche Leistungsgruppen in den RGr verankert: „normale“ 
Fürsorge, gehobene Leistungssätze u.a. für Sozialrentner 
und Kriegsopfer und schließlich Minimalleistungen für 
„Arbeitsscheue“.

4. Ausblick

Dem Deutschen Verein gelang es 1919, „sich durch ener-
gische organisatorische Reform und inhaltliche Reformu-
lierung seiner Ziele den Erfordernissen der neuen Zeit an-
zupassen und neuerlich eine Führungsrolle auf dem Gebiet 
der Wohlfahrtspflege einzunehmen“.15 Andernfalls hätte 
er sich wie die meisten vergleichbaren Vereine des Kai-
serreichs aufgelöst oder drastisch an Bedeutung verloren, 
so das Urteil von Christoph Sachße und Florian Tennstedt, 
den wohl besten Kennern der noch lange nicht erschöp-
fend aufgearbeiteten Geschichte des Deutschen Vereins.

In seiner Geschichte hat sich der Deutsche Verein immer 
wieder an die politischen Rahmenbedingungen angepasst 
– nicht immer zu seinem Guten. Nur in der DDR gab es 

kein Betätigungsfeld. Im Unterschied zu dieser Flexibilität 
nach außen, inklusive dadurch bedingter wiederholter 
Umzüge zwischen Frankfurt a.M. und Berlin,16 hat der 
Deutsche Verein nach innen eine bemerkenswerte Kon-
tinuität bewiesen. Die Reformen von 1919 prägen noch 
immer seine strukturelle Verfasstheit.

Innerhalb dieser Strukturen waren durchaus Anpassungen 
und Erweiterungen nötig: Die Geschäftsstelle hat inzwi-
schen über 80 Mitarbeitende, davon 32 wissenschaftliche 
Referent/innen. Das System der Fachausschüsse unterliegt 
immer wieder einem Wandel aufgrund thematischer An-
forderungen. Zurzeit existieren sieben Fachausschüsse und 
fünf Arbeitskreise sowie diverse Arbeitsgruppen. Auch 
der DFT hat seinen Charakter als jährliche Mitgliederver-
sammlung mit Plenumsdebatten verloren und findet im 
dreijährlichen Turnus als großer Kongress mit zahlreichen 
Fachforen statt; hinzu kommt ein breites Portfolio übers 
Jahr verteilter Fachveranstaltungen. Die Satzung wurde 
verschiedentlich den Vorgaben des Vereinsrechts ange-
passt, zuletzt im Jahr 2007. Und der Nachrichtendienst 
(NDV) hat oft seine Gestalt gewandelt und steht zu seinem 
100-jährigen Jubiläum im Jahr 2020 vor einem weiteren 
Relaunch.

Nur eine Reform des Jahres 1919 ist bis heute unange-
tastet geblieben: der damals gewählte Name „Deutscher 
Verein für öffentliche und private Fürsorge“. Dabei emp-
finden nicht nur Außenstehende ihn als un- oder missver-
ständlich und antiquiert, und einer öffentlichkeitswirksa-
men Verbreitung des Vereinswirkens ist er sicherlich nicht 
förderlich. Ist also eine Reform des Vereinsnamens nach 
100 Jahren überfällig? Dieser Frage geht der folgende 
Beitrag nach.  

15)	 Sachße/Tennstedt (Fußn. 1), S. 48.
16)	 Vgl. Mulot, R.: Von Berlin nach Frankfurt und zurück. Der Deutsche Verein verlegt 

seine Geschäftsstelle nach Berlin, NDV 2004, S. 231–234.
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